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Stand und Inhalt der Verordnung des Bundes über die Grundsätze 
der guten fachlichen Praxis beim Düngen 


Die Verordnung des Bundes über die Grundsätze der guten fachlichen 
Praxis beim Düngen (Düngeyerordnung) ist überfällig. Es ist völlig un- 
verständlich, daß sich die Bundesregierung bei einem für Umwelt und 
Landwirtschaft so sensiblen Bereich der Landwirtschaft so viel Zeit ge- 
lassen hat, um Regeln für eine bedarfsgerechte Düngung sowie zum 
Schutz der Gewässer und der Umwelt zu erarbeiten und zu erlassen. Der 
erste Entwurf einer solchen Verordnung datiert immerhin vom April 
1992. Die erst in diesen Tagen erfolgte Zuleitung des Entwurfs der 
Düngeverordnung an den Bundesrat zeugt nicht gerade von einer pro- 
blemorientierten politischen Schwerpunktsetzung. 

Eine der wesentlichen Aufgaben dieser Verordnung ist eine Reduzie- 
rung der teilweise zu hohen Nitratgehalte im Grundwasser. Ein weiteres 
Ansteigen ist zu verhindern, um das Lebensmittel Wasser vor Beein- 
trächtigungen zu schützen. 

Auch dient die Verordnung der Umsetzung der EU-Nitratrichtlinie vom 
12. Dezember 1991 (91/676/EWG). Wegen der bisher versäumten Um- 
setzung der Richthnie durch die Bundesrepublik Deutschland ist offen- 
sichtlich bereits ein Vertrags verletzungs verfahren durch die EU- 
Kommission angekündigt worden. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten vom 21. August 1995 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich ~ in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Mehrfach wurde die Zuleitung des Entwurfs der Verordnung an den 
Bundesrat angekündigt und wieder verschoben. Es gab immer wieder 
neue Entwürfe, die offenbar substantielle Veränderungen weg von einer 
fachgerechten Düngung erfuhren, so daß u. a. ein wirksamer Gewässer- 
schutz weiter in Frage gestellt ist. 


Vorbemerkung 

Mit der Verordnung sollen 

— den Landwirten durch die weitere Ausgestaltung der Regeln 
einer guten fachlichen Praxis bei der Düngung die notwendige 
Rechtssicherheit für ihre Düngungsmaßnahmen gegeben wer- 
den, 

— durch sachgerechte Düngungsvorschriften die Ziele des 
Umwelt- und insbesondere des Gewässerschutzes unterstützt 
werden und 

— die düngungsrelevanten Teile der EG -Nitratrichtlinie umge- 
setzt und damit neue Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten der 
deutschen Landwirtschaft vermieden werden. 

Die Bundesregierung trägt den genannten Zielen mit dieser Ver- 
ordnung Rechnung. 


1. Was sind die Gründe dafür, daß die Düngeverordnung, an der seit 
1991 gearbeitet wurde, erst jetzt dem Bundesrat zur Mitberatung 
zugeleitet wurde? 


Wie bereits in der Beantwortung der Kleinen Anfrage vom März 
1994 - Drucksache 12/6977 - ausgeführt, liegen die Gründe für 
die lange Bearbeitungszeit im komplizierten Verfahren für die 
erforderlichen Abstimmungen sowie in den dabei zu berücksichti- 
genden unterschiedlichen fachlichen Standpunkten der Betei- 
ligten. 

Insbesondere mußte mit den Ländern auf Arbeitsebene zur Siche- 
rung eines einheitlichen Verwaltungsvollzuges und zur Vermei- 
dung neuer Wettbewerbsverzerrungen, eine gemeinsame Auffas- 
sung zur Nährstoffaufnahme landwirtschaftlicher Kulturen und 
zum Nährstof fanfall mit Wirtschaftsdüngern erarbeitet werden. 

Ein weiterer wesentlicher Aspekt war, daß mit der Verordnung 
auch Teile der EG-Nitratrichtlinie, soweit sie die Düngung betref- 
fen, umgesetzt werden sollen und dazu für bestimmte Vorgaben 
der Richtlinie im Düngemittelgesetz erst eine Rechtsgrundlage 
geschaffen werden mußte. Dies erfolgte mit Artikel 4 des Gesetzes 
zur Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfällen vom 
27. September 1994 (BGBL I S. 2705). 


2. Wann glaubt die Bundesregierung nunmehr, daß eine Düngever- 
ordnung erlassen werden kann, damit eine gute fachliche Praxis in 
allen bodenbewirtschaftenden Betrieben eingeführt und im Inter- 
esse eines umfassenden Gewässerschutzes praktiziert werden 
kann? 
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Die Bundesregierung geht von einer zügigen Beratung im Bun- 
desrat aus. Das läßt erwarten, daß die Verordnung noch 1995 
verkündet werden kann. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß in der Landwirtschaft die 
Düngung bereits weitgehend nach den Grundsätzen der guten 
fachlichen Praxis erfolgt. 


3. Was sind die Motive der Bundesregierung dafür, daß von Entwurf 
zu Entwurf die Regelungen auf ge weicht wurden? 

Hat sie damit einer bestimmten Gruppe landwirtschaftlicher Be- 
triebe Erleichterungen verschaffen wollen, wohl wissend, daß damit 
am Gewässerschutz Abstriche verbunden sind? 


Die vorgenommenen Änderungen dienen der Anpassung des 
Verordnungsinhaltes an die in der Antwort zur Frage 1 aufgeführ- 
ten geänderten Rahmenbedingungen und an die Ergebnisse der 
Abstimmung mit den Beteiligten. Abstriche an Vorgaben für den 
Gewässerschutz sind insofern mit den Änderungen nicht ver- 
bunden. 


4. Teil die Bundesregierung die Auffassung, daß der Entwurf der 
Düngeverordnung vom 15. Februar 1995 wesentlich stärker als der 
jetzt vorliegende Entwurf vom 1. Juni 1995 den Interessen der 
Wasserwirtschaft für ein gesundes Lebensmittel Wasser entspricht 
und mindestens die dort festgehaltenen Regelungen erforderlich 
sind, da die jetzige Praxis des Düngens zu einer Belastung des 
Grundwassers und in Teilen zu einer Überschreitung des Grenz- 
wertes der Trinkwasserverordnung von 50 mg/1 bei Nitrat führt? 


Die Bundesregierung teilt diese Auffassung nicht. 


5. Wie beurteilt die Bundesregierung die Feststellung, daß der jetzt 
vorliegende Entwurf der Düngeverordnung von den Ländern kaum 
umzusetzen ist, da er 

— zahlreiche unbestimmte Rechtsbegriffe und allgemein gehal- 
tene Formulierungen enthält und darüber hinaus 

— für wichtige Bereiche kaum über Rechtsmittel verfügt, die bei 
Überschreitung mit Bußgeld zu ahnden sind? 

Trifft es in diesem Zusammenhang zu, daß die Länder auf der Basis 
einer Düngeverordnung des Bundes keine Ermächtigung für den 
Erlaß weitergehender Auflagen haben, die erst eine bedarfsge- 
rechte Düngung zum Schutz der Gewässer und der Umwelt ermög- 
lichen? 


Die Vorgaben der Düngeverordnung müssen in allen Gebieten 
Deutschlands gleichermaßen anwendbar sein und können keine 
Düngungsempfehlungen für einzelne Schläge darstellen. Auf- 
grund der sehr unterschiedlichen Standortbedingungen mußten 
deshalb in einigen Fällen unbestimmte Rechtsbegriffe gewählt 
werden. Diese ermöglichen jedoch, die Gegebenheiten vor Ort, 
insbesondere mit Hilfe der Offizialberatung, ausreichend und 
differenziert zu berücksichtigen. Dieses Vorgehen fördert eine 
sachgerechte, pflanzenbedarfs- und standortgerechte Düngung 
mehr als flächendeckende, feste Vorgaben und wurde nicht zu- 
letzt wegen der im Gesetz fehlenden Ermächtigung zu eigenstän- 
digen Länderregelungen gewählt. 
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6. Wieso verzichtet die Bundesregierung bei den Grundsätzen der 
Düngemittelanwendung jetzt (§ 2 Abs. 1) gegenüber dem Entwurf 
vom 15. Februar 1995 (§ 3 Abs. 1) darauf, zu regeln, daß „. . . stick- 
stoffhaltige Düngemittel grundsätzlich nur kurz vor oder während 
der Zeit des Wachstums der Pflanzen ..." ausgebracht werden 
dürfen? 

Öffnet die Bundesregierung mit dieser Aufweichung nicht Tür und 
Tor dafür, daß auch in Zukunft Gülle außerhalb der Wachstums- 
periode zum Schaden des Grundwassers ausgebracht werden 
kann? ‘ 


Die Bundesregierung hat diese Regelung im Interesse einer enger 
am Bedarf orientierten Nährst offzufuhr verstärkt auf die Verfüg- 
barkeit der Nährstoffe ausgelegt, was auch den Zielen des Gewäs- 
serschutzes dient. 

Nicht allein der Zeitpunkt der Aufbringung ist für die Beurteilung 
einer sachgerechten Nährstoffzufuhr und deren Umweltrelevanz 
entscheidend, sondern - insbesondere bei organisch gebundenen 
Nährstoffen - auch der Zeitpunkt der Nährstoffverfügbarkeit nach 
der Aufbringung. Die Zeitspanne zwischen Aufbringung von 
Düngemitteln und Verfügbarkeit der darin enthaltenen Nähr- 
stoffe kann erheblich sein. Dies trifft insbesondere bei Stallmist 
und Komposten zu. Sachgerechter ist deswegen eine Regelung, 
bei der sich der Zeitpunkt der erlaubten Nährstoffaufbringung am 
Verlauf des Nährstoffbedarfes in Verbindung mit der zu erwarten- 
den Nähr Stof Verfügbarkeit orientiert. 

Hinsichtlich der Anwendung von Gülle wird auf die speziellen 
Vorgaben in § 3 der Verordnung verwiesen. 


7. Warum wurde gegenüber dem Entwurf vom 15. Februar 1995 (§ 3 
Abs. 2) bei den Grundsätzen der Düngemittelanwendung jetzt (§ 2 
Abs. 2) die Bestimmung fallengelassen, daß die Geräte zur Ausbrin- 
gung von Düngemitteln „...mindestens den allgemeinen aner- 
kannten Regeln der Technik entsprechen..." müssen, und wie 
begründet die Bundesregierung dies im einzelnen? 

Eröffnet die Bundesregierung damit nicht die Möglichkeit für die 
weitere Verwendung veralteter Geräte, die einer umweltschonen- 
den Ausbringung von Dünger, insbesondere von Gülle, entgegen- 
stehen? 

Warum hat die Bundesregierung nicht wenigstens Übergangsrege- 
lungen vorgesehen, von wo ab Geräte einzusetzen sind, die eine 
umweltschonende Einbringung, insbesondere von Gülle, in den 
Boden garantieren? 


Nach § 2 Abs. 2 der dem Bundesrat zugeleiteten Düngeverord- 
nung müssen die für die Düngerausbringung verwendeten Geräte 
eine sachgerechte Mengenbemessung und Verteilung gewährlei- 
sten. Bei Gründland in hängigen Regionen (z. B. alle Mittelge- 
birgsregionen, bayerisches Bergland) und auf Böden mit einem 
hohen Skelettanteil sind Geräte zur direkten Gülleeinbringung in 
den Boden in der Regel nicht einsetzbar und wären in Einzelfällen 
sogar ökologisch bedenklich. Insoweit hält die Bundesregierung 
- nach gründlicher Erörterung auch dieses Punktes mit den Län- 
dern - die Formuherung von § 2 Abs. 2 für sachgerecht. 
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8. Warum hat die Bundesregierung im Entwurf der Düngeverordnung 
(§ 2 Abs. 3) Abstände zu Gewässern, die bei guter fachlicher Praxis 
der Düngeanwendung zum Schutz vor Abschwemmungen einzu- 
halten sind, bisher nicht definiert? 

Aus welchen Gründen im einzelnen hat sie auf die Festlegung von 
Mindestabständen verzichtet? 

Was spricht dafür oder dagegen, die aus wasserwirtschaftlicher 
Sicht erforderlichen Mindestabstände von zehn Metern festzu- 
legen? 


Zur Vermeidung direkter Einträge oder Abschwemmungen in die 
Gewässer oder auf benachbarte Flächen schreibt die Verordnung 
die Einhaltung eines ausreichenden Abstandes vor. Diese Forde- 
rung ist sachgerechter als die Vorgabe eines festen Abstandes, der 
- abhängig vom verwendeten Gerät und von Standortbedingun- 
gen - zu gering, aber auch zu hoch sein könnte. Die undifferen- 
zierte Festlegung eines bundesweit einheitlichen und festen 
Abstandes stößt zudem unter dem Gesichtspunkt der Verhältnis- 
mäßigkeit auf Bedenken (Übermaßverbot). 


9. Wie begründet die Bundesregierung die im Entwurf der Düngever- 
ordnung festgehaltene Auffassung (§ 2 Abs, 4), wonach lediglich 
„stark schneebedeckter Boden" für stickstoffhaltige Düngemittel 
nicht aufnahmefähig ist und daher Wirtschaftsdünger tierischer 
Herkunft und stickstoffhaltige Mineraldünger nur dann nicht aus- 
gebracht werden dürfen? 

Bedeutet dies eine Ausbringungsmöglichkeit für Gülle, wenn der 
Boden „nur" schneebedeckt ist? 

Ab welcher Schneehöhe ist nach Auffassung der Bundesregierung 
ein Boden „stark schneebedeckt", ab der die geplante Regelung 
des § 2 Abs. 4 wirksam wird? 


Bei der Ausbringung von Düngemitteln auf stark mit Schnee 
bedeckten und gefrorenen Böden könnte es beim oberflächlichen 
Abtauen verstärkt zu Abschwemmungen der aufgebrachten 
Nährstoffe kommen. Leicht schneebedeckter und nur leicht gefro- 
rener Boden vermeidet zunächst verstärktes Abfließen z. B. von 
Gülle, schließt aber ein schnelles Eindringen der Nährstoffe in den 
Boden beim Tauprozeß nicht aus. Darüber hinaus werden Schä- 
den an der Bodenstruktur vermindert. Auch hier gilt, daß eine 
sachgerechte Entscheidung nur vor Ort und ggf. mit Unterstüt- 
zung der Beratung erfolgen kann. 


10. Wie begründet die Bundesregierung die Regelung des § 3 Abs. 6 im 
einzelnen, wonach sie zulassen will, daß sich die auszubringenden 
Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft auf den Betrieb als ganzes 
und nicht auf die Flächeneinheit beziehen, so daß die Grenzen von 
210 bzw. 170 kg auf Grünland und Ackerland jeweils auf Einzel- 
schlägen stark überschritten werden können, wenn nur der Be- 
trieb sdurchschnitt eingehalten wird? 


Die Bundesregierung setzt mit dieser Vorschrift die Vorgaben der 
EG-Nitratrichtlinie um, die es den Mitgliedstaaten freistellt, die 
Höchstmengen für Stickstoff aus Wirtschaftsdüngern auf die Flä- 
cheneinheit oder den Betriebsdurchschnitt zu beziehen. Die Rege- 
lungen zu einer bedarfsgerechten Düngung gelten jedoch unab- 
hängig von dieser Vorgabe. 
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11. Warum setzt die Bundesregierung die von maßgebenden Fachkrei- 
sen im Interesse des Gewässerschutzes aufgestellte Forderung 
nicht um, die Menge an Gesamtstickstoff je Hektar und Jahr je nach 
Entzug sofort auf max. 170 Kilogramm/Hektar zu beschränken, da- 
mit die bestehenden hohen Stickstoffpotentiale im Boden nicht 
noch weiter aufgebaut werden? 

Wie begründet sie das im einzelnen? 


Auf die Antwort zur Frage 10 wird verwiesen. 

Die EG-Nitratrichtlinie sieht die verbindliche Einführung der 
Obergrenze von 170 kg N/ha für die Ausbringung von Stickstoff 
aus Wirtschaftsdüngern in gefährdeten Gebieten mit dem Beginn 
der Durchführung des zweiten Aktionsprogramms ab Dezember 
1999 vor. 

Bei einer sachgerechten und am Nährstoffbedarf orientierten 
Düngung werden im Boden vorhandene Stickstoffpotentiale nicht 
weiter aufgebaut. 


12. Ist nach Auffassung der Bundesregierung die in Frage 11 angespro- 
chene Forderung nach sofortiger maximaler Beschränkung auf 170 
Kilogramm/Hektar nicht auch geboten, um den Verpflichtungen 
aus der EU-Nitratrichtlinie zum Schutz der Nord- und Ostsee über- 
haupt nachkommen zu können, zumal der Anteil der Landwirt- 
schaft an der Nitratbelastung der Oberflächengewässer bei gut 
50 Prozent liegt? 


Es wird auf die Antworten zu den Fragen 10 und 11 verwiesen. Im 
übrigen wird angemerkt, daß der Anteil der Landwirtschaft an der 
Nitratbelastung der Oberflächengewässer unterschiedlich einge- 
schätzt wird. Im Bericht „Maßnahmen der Landwirtschaft zur 
Verminderung der Nährstof feinträge in die Gewässer" einer 
Bund/Länderarbeitsgruppe aus Vertretern der Wasserwirtschaft 
und der Landwirtschaft unter Vorsitz des Bundesministers für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit werden in diesem 
Zusammenhang zur Belastung der Gewässer mit Stickstoff aus 
diffusen Quellen insgesamt einschließlich Landwirtschaft 40 bis 
50 % angegeben. 


13. Wie im einzelnen rechtfertigt die Bundesregierung die angestreb- 
ten Regelungen des § 2 Abs. 1 Nr. 2 und § 4 Abs. 5 Nr. 2, wonach 
Ausbringungs Verluste von 20 Prozent und Lagerverluste von zehn 
Prozent für Stickstoff hingenommen werden, so daß sich unter 
Berücksichtigung des § 3 Abs. 6 und den dort angegebenen Gren- 
zen durch Hochrechnung Ausbringungsmengen von drei bis vier 
Dungeinheiten/Hektar ergeben, die deutlich über den Grenzen der 
geltenden Gülleverordnungen der Länder hegen und nicht mit den 
Empfehlungen der Wissenschaft in Einklang zu bringen sind, wo- 
nach max. 1,5 bis 2,5 Dungeinheiten/Hektar für die Ausbringung 
von Wirtschaftsdünger aus Gründen des Lfmwelt- und Gewässer- 
schutzes anzustreben sind? 


Die der Frage zugrundeliegende Schlußfolgerung aus der Bei- 
spielsrechnung trifft nicht zu. Auch mit Wirtschaftsdüngern dür- 
fen auf den einzelnen Schlag nur die Nährstoffmengen ausge- 
bracht werden, die sich bei der Düngebedarfsermittlung nach § 4 
ergeben. Auf die Antwort zur Frage 10 wird verwiesen. 

Die bei der Bedarfsermittlung höchstens ansetzbaren Verluste 
sind zum Teil deutlich niedriger als die derzeit in der Praxis 
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Üblichen Stickstoffverluste bei Lagerung und Ausbringung von 
Wirtschaftsdüngern. Sie sind bei diesen Düngern häufig nur mit 
erheblichem Aufwand, unter die in der Verordnung aufgeführten 
Werte zu senken. Wegen der nur begrenzten Anrechenbarkeit 
von Verlusten bei der Düngebedarfsermittlung wird diese Rege- 
lung künftig zu einem sorgfältigeren Umgang mit der Gülle 
führen. 


14. Wie im einzelnen begründet die Bundesregierung die vorgesehene 
Regelung des § 3 Abs. 5 , wonach Wirtschaftsdünger tierischer Her- 
kunft auch auf hochversorgten Böden mit Phosphat und Kali im 
Umfang des Pflanzenentzugs aufgebracht werden dürfen mit der 
Folge, daß sich die Situation der insbesondere mit Phosphat über- 
versorgten Böden nicht bessert? 


Phosphat ist - anders als Stickstoff - durch die intensive Fest- 
legung im Boden nur unter ganz bestimmten Standortbedingun- 
gen umweit- und gewässerrelevant. Kali ist allgemein von nur 
geringer Umweltrelevanz. 

Die Verordnung ermöglicht die Aufbringung von Phosphat und 
Kali mit Wirtschaftsdüngern auf hochversorgten Böden dennoch 
nur bis in Höhe des Nährstoffentzuges der angebauten Kulturen. 


15. Was sind die Gründe dafür, daß jetzt in § 5 Abs. 1 des Entwurfs der 
Düngeverordnung gegenüber dem entsprechenden Entwurf vom 
15. Februar 1995 Nährstoffvergleiche bzw. Aufzeichnungen nur 
noch in Betrieben ab zehn Hektar landwirtschaftlich genutzter 
Fläche (LF) oder in Sonderkulturbetrieben ab einem Hektar erfor- 
derlich sind, wohingegen im Februar 1995 diese Grenzen noch bei 
drei bzw. 0,5 Hektar lagen? 


Die Vorgaben zur guten fachlichen Praxis bei der Düngung müs- 
sen von allen Betrieben eingehalten werden, auch von denen, 
welche nach der Verordnung keine Nährstoffvergleiche erstellen 
müssen. Durch die Grenze von 10 ha werden über 90 % der land- 
wirtschaftlich genutzten Fläche in die Vergleichsvorschrift ein- 
bezogen sowie zusätzlich die Fläche in kleineren Betrieben mit 
Anbau von Intensivkulturen. 

Die Regelung trägt insofern dem Ziel der Verordnung hinreichend 
Rechnung, als durch die zu erstellenden Vergleiche dem Landwirt 
über die generell vorgeschriebene schlagbezogene Bedarfs- 
ermittlung hinaus zusätzliche Informationen über die pfianzen- 
baulichen, betriebswirtschaftlichen und ökologischen Auswirkun- 
gen der durchgeführten Düngungsmaßnahmen gegeben werden. 
Dem Wunsch der Umweltseite, mit dieser Regelung einen mög- 
lichst flächendeckenden Gewässerschutz zu unterstützen, wird 
damit ebenfalls Rechnung getragen. Kleine Betriebe ohne Anbau 
von Intensivkulturen werden aus Gründen der Verhältnismäßig- 
keit von der Verpflichtung zu einem formalen Nährstoffvergleich 
ausgenommen. 
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16. Wie viele landwirtschaftliche Betriebe bzw. Sonderkulturbetriebe 
in der Bundesrepublik Deutschland wären nach der jetzt von der 
Bundesregierung angestrebten Regelung von Nährstoffvergleichen 
ausgenommen? 

iGibt es räumliche Konzentrationen dieser Betriebe, und in welchen 
Landschaften der Bundesrepublik Deutschland befinden sich diese? 

Wie viele Vieheinheiten entfallen auf die Betriebe, die von Auf- 
zeichnungen ausgenommen werden sollen, und wie hoch ist der 
Viehbesatz dieser Betriebe im Durchschnitt je Hektar LF? 


Betriebe unter 10 ha werden nicht von den für eine sachgerechte 
Düngung erforderlichen Aufzeichnungen generell befreit, son- 
dern nur von der Erstellung der Vergleiche nach den Vorgaben 
des § 5. 

Nach Ergebnissen der Landwirtschaftszählung 1991 fallen von 
einer gesamten landwirtschaftlich genutzten Fläche von 
17,05 Mio. ha lediglich 1,22 Mio. ha auf Betriebe unter 10 ha. 
Damit wären lediglich 7 % der Fläche vom Vergleich ausgenom- 
men. Dieser Anteil verringert sich nochmals um die Flächen in 
den Betrieben unter 10 ha, in welchen mehr als 1 ha Gemüse, 
Hopfen, Tabak oder Reben angebaut werden. 

Die gleiche Erhebung weist für 1991 insgesamt 653 819 landwirt- 
schaftliche Betriebe aus. Von diesen fallen ca. 49 % in die Größen- 
klasse unter 10 ha. Nur für den darin enthaltenen Anteil der Be- 
triebe ohne pflanzenbauliche Intensivkulturen entfällt die Ver- 
pflichtung zum Nährstoff vergleich. Eine weitere Differenzierung 
der Daten ist derzeit nicht möglich. 


17, Warum sieht der Entwurf der Bundesregierung keine ordnungs- 
rechtlichen Konsequenzen vor, wenn sich aus den zu erstellenden 
Nährstoffbilanzen umweltgefährdende Nährstoffüberschüsse er- 
geben? 

Wie soll auf dieser Grundlage überhaupt eine wirksame Kontrolle 
des Düngeverhaltens zum Schutz der Gewässer erfolgen? 


Der Nährstoffvergleich nach § 5 der Düngeverordnung dient vor 
allem der Information des Landwirtes, ob er sich bei seinen Dün- 
gungsmaßnahmen innerhalb der ordnungsrechtlichen Vorgaben 
der §§ 2 und 3 befindet und ob als Konsequenz Korrekturen bei 
künftigen Düngungsmaßnahmen notwendig werden. 

Vorgeschriebene Aufzeichnungen ermöglichen auch eine im 
Bedarfsfall hinreichende Kontrolle des Düngeverhaltens. 


18. Auf welchen wissenschaftlichen Grundlagen und Erkenntnissen 
der ressqrteigenen Forschung im einzelnen bauen die vorge- 
nannten Änderungen im Entwurf der Düngeverordnung mit Stand 
vom 1. Juni 1995 gegenüber dem Entwurf vom 15. Februar 1995 
auf? 


Die Vorgaben entsprechen biologischem und landwirtschaft- 
lichem Grundlagenwissen. 

Zur wissenschaftlichen Absicherung der fachlichen Vorgaben 
wurde der Wissenschaftliche Beirat für Düngungsfragen des Bun- 
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desministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
mehrfach gehört. Eine Arbeitsgruppe mit Fachleuten der Länder 
wurde zudem bei Bedarf mit speziellen Fragen zur Verordnung 
und zu den Möglichkeiten der Umsetzung bestimmter Vorgaben 
vor Ort befaßt. 


19. Glaubt die Bundesregierung, bei dem im Vergleich zu anderen EU- 
Ländern überdurchschnittlichen Handelsdüngerverbrauch je Hek- 
tar in Deutschland mit dem jetzt dem Bundesrat zugeleiteten Ent- 
wurf der Düngeverordnung den stark herausgestellten Ansprüchen 
des Agrarkonzepts der Bundesregierung „Der künftige Weg - 
Agrarstandort Deutschland sichern“, wonach „die Grundsätze um- 
weltverträglicher Produktionsweisen... zentrale Bedeutung" 
haben und „in einschlägigen Fachgesetzen und Durchführungsver- 
ordnungen als gute fachliche Praxis festzulegen" sind, ausreichend 
Rechnung zu tragen, und wie begründet sie das im einzelnen vor 
dem Hintergrund der zuvor aufgezeigten zahlreichen, aufweichen- 
den Änderungen, wie sie in dem Entwurf der Düngeverordnung 
vom 1. Juni 1995 zu finden sind? 


Es ist nicht sachgerecht, den Düngemittelverbrauch in Deutsch- 
land durch Vergleich mit dem Verbrauch der Nachbarstaaten zu 
werten, ohne dabei Produktionsstrukturen und Ertragsniveau zu 
berücksichtigen. Zudem sind zur Beurteilung nicht nur der Han- 
delsdüngerverbrauch, sondern auch die Nährstoffzufuhr durch 
wirtschaftseigene Düngemittel und aus landwirtschaftlich ver- 
wertbaren Abfällen zu berücksichtigen. Länder mit ähnlichen 
Produktionsstrukturen und Erträgen haben dann auch ein ähn- 
liches Düngeniveau. Dabei ist darauf hinzuweisen, daß in 
Deutschland der Absatz von Handelsdüngern seit Jahren rückläu- 
fig ist und auch die Viehbestände deutlich zurückgegangen sind. 

Der mehrjährige Vergleich von Handelsdüngerabsatz und Ent- 
wicklung der Viehbestände ergibt, daß bereits jetzt zunehmend 
den Grundsätzen umweltverträglicher Produktionsweisen bei der 
Düngung gefolgt wird. Diese Tendenz wird durch die Verordnung 
in ihrer gegenwärtigen Fassung noch verstärkt werden. 
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